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rechtliche Standards auch im bewa!neten Kon"ikt nicht 
vollkommen außer Acht gelassen werden.166

Die O!enlegung aller relevanten Auswahlkriterien ist 
natürlich realitätsfern - der Prozess sollte aber insoweit 
nachvollziehbar sein, dass den Drohneneinsätzen das 
Stigma der Illegalität genommen werden kann. Es sollte 
weiterhin ein ausdrückliches Verbot für vollautomatische 
Drohnen geben. Denn schlussendlich hängt die Recht-

166 Vgl. Frau, GroJIL 1 (2013), 1 (11); Lö!elmann, JR 11 (2013), 496 
(505); Alston, UN GA Report, Rn. 29.

mäßigkeit einer Drohnenattacke stets von der Beurtei-
lungsfähigkeit der Person ab, die den Schussbefehl gibt.167

Neue Kriege fordern neue Methoden. Wir sollten es da-
bei tunlichst vermeiden uns auf die brutale Gesetzlosig-
keit von Terrorgruppen einzulassen. Das kann uns nur 
gelingen, wenn wir dem Terror mit rechtsstaatlichen 
Grundsätzen antworten.

167 Vgl. Alston, FS Simma, 2011, S. 1166; Richter, HuV 2 (2011), 105 
(106).

Der Anspruch des Mieters auf Herausgabe der Miet-
sicherheit wird fällig, wenn eine angemessene Über-
legungsfrist abgelaufen ist und dem Vermieter keine 
Forderungen mehr zustehen, wegen derer er sich aus 
der Sicherheit befriedigen könnte. Betriebskosten-
nachforderungen sind wiederkehrende Leistungen, 
so dass nach Eintritt ihrer Verjährung der Vermie-
ter nicht mehr auf die Mietsicherheit zugreifen kann.

BGH, Versäumnisurteil vom 20.7.2016 – VIII ZR 263/14

Sachverhalt

K war von 2002 bis 2009 Mieter einer Wohnung der V. 
Bei Mietbeginn hatte K ein Kautionssparbuch einge-
richtet, eine Verpfändungserklärung abgegeben und das 
Sparbuch an V als Mietsicherheit übersandt. Ende 2012 
verlangt K Pfandfreigabe und Rückgabe des Sparbuchs. 
V macht demgegenüber Nachzahlungsforderungen aus 
den Betriebskostenabrechnungen vom 31.8.2007 (für 
das Jahr 2006), 21.10.2008 (für 2007) und 3.11.2009 (für 
2008) geltend. Beide wenden ein, die Ansprüche des je-
weils anderen seien verjährt. K erhebt 2012 Klage. Ist sie 
begründet?

Problemaufriss

Dieser Sachverhalt1 wir$ Fragen nach dem Verhältnis 
von Mietsicherheit und Verjährung auf und ist damit so-
wohl aus miet- wie aus verjährungsrechtlicher Sicht auf-
schlussreich:

Da bei einem Mietverhältnis kein permanenter Leis-
tungsaustausch Zug um Zug statt%nden kann, geht der 
Vermieter, wenn er dem Mieter die Mietsache überlässt, 
ein Vorleistungsrisiko ein. Deshalb wird im Mietvertrag 
(ergänzend zu dem praktisch nicht besonders relevanten 
Vermieterpfandrecht, §§ 562 !. BGB) im Allgemeinen 
eine Mietsicherheit vereinbart, z. B. eine Bürgscha$ oder, 
wie im zu besprechenden Fall, Verpfändung eines Spar-
buchs. Erfüllt der Mieter unstreitige oder rechtskrä$ig 
ausgeurteilte Ansprüche des Vermieters nicht, kann der 
Vermieter auf die Mietsicherheit zugreifen.2 Bei Ende des 
Mietverhältnisses muss der Mieter die nicht (mehr) be-
nötigte Mietsicherheit zurückerhalten. Daher muss der 
Vermieter nach Ablauf einer angemessenen Frist zur 
Prüfung und Entscheidung die Mietsicherheit entweder 
verwerten oder an den Mieter herausgeben.3 Einen an-

1 Die 2010 abgerechnete Nachzahlungsforderung für 2009, derent-
wegen der Bundesgerichtshof an das Berufungsgericht zurückverwie-
sen hat, wird hier nicht berücksichtigt.
2 Vgl. BGH NJW 2014, 2496 Rn. 11 m. w. N.
3 BGHZ 141, 160 = NJW 1999, 1857 (1858); Riecke, in: Harz/Riecke/
Schmid, FA-MietRWEG, 5. Au". 2015, Kap. 6 Rn. 126, 134; Weidenka!, 
in: Palandt, BGB, 75. Au". 2016, Einf v § 535 Rn. 126.

Olaf Muthorst*

Keine Mietsicherheit für verjährte Betriebskosten 

BGB §§ 551, 216 Ist die Nachforderung von Betriebskosten bereits verjährt, kann sich der Vermieter nicht mehr 
aus der Mietsicherheit befriedigen. Rechtsprechung Zivilrecht

 * Dr. iur., Juniorprofessor für Bürgerliches Recht mit Zivilprozess-
recht an der Universität Hamburg.
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gemessenen Teil der Mietsicherheit darf der Vermieter 
zurückbehalten, wenn eine Nachforderung zu erwarten 
ist, etwa für noch ausstehende Betriebskostenabrech-
nungen.4

Ansprüche unterliegen allerdings grundsätzlich der Ver-
jährung, d. h. nach Ablauf einer längeren Zeit kann der 
Schuldner eines Anspruchs die Leistung verweigern 
(§ 214  I BGB). Das trägt erstens dem Umstand Rech-
nung, dass die Frage, ob ein Anspruch zu Recht geltend 
gemacht wird oder nicht, umso schwerer zuverlässig ge-
klärt werden kann, je länger die zugrundeliegenden Vor-
gänge her sind. Zweitens muss sich der Schuldner nicht 
bis in fernste Zukun$ leistungsbereit halten, sondern 
kann nach Ablauf einer längeren Zeit davon ausgehen, 
nicht mehr in Anspruch genommen zu werden.5 Die 
regelmäßige Verjährungsfrist beträgt drei Jahre (§ 195 
BGB) und beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem 
1. der Anspruch entstanden ist (was grundsätzlich Fäl-
ligkeit voraussetzt6) und 2. der Gläubiger von den an-
spruchsbegründenden Umständen und der Person des 
Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrläs-
sigkeit erlangen musste (§ 199 I BGB).

Je nach dem, wann die Ansprüche von K und V entstan-
den sind, könnten sie also bei Klageerhebung7 bereits 
verjährt gewesen sein.

Soweit es um die Nachzahlungsforderungen der V geht, 
sind der Verjährung allerdings möglicherweise besonde-
re Grenzen gezogen: So bleibt der Gläubiger gemäß § 215 
BGB berechtigt, mit dem verjährten Anspruch aufzu-
rechnen oder auf ihn ein Zurückbehaltungsrecht zu stüt-
zen, wenn der Anspruch noch nicht verjährt war, als die 
Aufrechnung oder die Ausübung des Zurückbehaltungs-
rechts erstmals möglich war. Das Interesse am Erhalt der 
einmal eingetretenen Aufrechnungs- oder Zurückbe-
haltungslage und das Vertrauen auf deren Fortbestand 
werden vom Gesetz geschützt.8 Gemäß § 216 I BGB blei-
ben auch akzessorische Sicherheiten wie Hypothek und 
Pfandrecht von der Verjährung der gesicherten Forde-
rung unberührt, stehen dem Gläubiger also weiterhin 
zur Befriedigung zur Verfügung. Das wird als Erwei-
terung von § 214 II BGB verstanden9, wonach der Gläu-
biger eine Leistung des Schuldners behalten darf, die 
nach Eintritt der Verjährung erbracht worden ist. Davon 
macht § 216 III BGB aber wiederum eine Gegenausnah-
me, wenn es sich um Rückstände aus wiederkehrenden 
Leistungen handelt. Hätte der V also ein Zurückbehal-
tungsrecht an der Mietsicherheit zugestanden, als die 

4 BGH NJW 2006, 1422.
5 Im Einzelnen Grothe, in: MüKoBGB, 7. Au". 2015, vor § 194 Rn. 6 !.
6 Ellenberger, in: Palandt, BGB, 75. Au". 2016, § 199 Rn. 3.
7 Die Klageerhebung selbst hätte zur Hemmung der Verjährung (also 
zum „Anhalten der Uhr“, § 209 BGB) geführt, vgl. § 204 I Nr. 1 BGB.
8 Henrich, in: BeckOK BGB, 40. Ed. 2016, § 215 Rn. 1.
9 Vgl. Grothe, in: MüKoBGB, 7. Au". 2015, § 216 Rn. 1.

Nachzahlungsforderungen noch nicht verjährt waren, 
wäre die Verjährung zu verneinen; umgekehrt wäre sie 
zu bejahen, falls es sich bei der Mietsicherheit um ein 
Pfandrecht i. S. v. § 216  I BGB und bei den Nachzah-
lungsforderungen um rückständige wiederkehrende 
Leistungen i. S. v. § 216 III BGB handeln sollte.

Zur Entscheidung

Der Bundesgerichtshof hat die Verjährung des An-
spruchs des K verneint und versagt V wegen Verjäh-
rung seiner Nachzahlungsforderungen den Zugri! auf 
die Mietsicherheit. Das ist ein erstaunliches Ergebnis, 
wenn man den Zweck der Mietsicherheit darin sieht, den 
Vermieter vor Nachteilen zu schützen, die sich ergeben, 
wenn der Mieter seine P"ichten aus dem Mietvertrag 
nicht erfüllt, denn unzweifelha$ war K zur Nachzahlung 
der Betriebskosten verp"ichtet. Der Zweck der Mietsi-
cherheit ist aber enger zu verstehen: Die Mietsicherheit 
soll dem Vermieter nicht eine besonders schnelle Befrie-
digungsmöglichkeit verscha!en10, sondern ihn von dem 
Vorleistungsrisiko entlasten. Sie soll verhindern, dass er 
Ansprüche zwar erfolgreich geltend macht, aber nicht im 
Vollstreckungswege realisieren kann. Sie soll ihn nicht 
von der Obliegenheit entlasten, einen Anspruch durch-
zusetzen, bevor er verjährt ist. V hätte also innerhalb der 
Verjährungsfrist wegen unstreitiger Nachzahlungsforde-
rungen die Mietsicherheit verwerten und streitige Nach-
zahlungsforderungen gerichtlich geltend machen müs-
sen. Da sie das nicht tat, steht ihr nun keine gesicherte 
Forderung mehr zu und K kann Rückgabe der Mietsi-
cherheit verlangen.

Dieser Anspruch ergibt sich zum einen aus der mietver-
traglichen Sicherungsabrede. Sie ist grundsätzlich so zu 
verstehen, dass der Mieter mit Hingabe der Mietsicher-
heit einen auf das Ende des Mietverhältnisses aufschie-
bend bedingten Rückgewähranspruch erwirbt, der eine 
angemessene Zeit nach Rückgabe der Mietsache fällig 
wird, wenn der Vermieter der Mietsicherheit nicht mehr 
bedarf.11 

Zum anderen ergibt sich der Anspruch auch daraus, 
dass das Pfandrecht des Vermieters an der Kontofor-
derung ein akzessorisches Sicherungsrecht ist, das er-
lischt, wenn die gesicherte Forderung erlischt (§ 1252 
BGB) oder nicht mehr entstehen kann.12 Ist die gesicher-
te Forderung wegen Verjährung nicht mehr durchsetz-
bar, kann der Verpfänder Rückgabe des Pfandes verlan-
gen (§ 1254 BGB), so dass das Pfandrecht nach § 1253 I 1 
BGB erlischt, bzw. Au&ebung des Pfandrechts.13 Gemäß 

10 BGH NJW 2014, 2496 Rn. 11.
11 BGH, Versäumnisurt. v. 20.7.2016, VIII ZR 263/14, Rn. 12.
12 Bassenge, in: Palandt, BGB, 75. Au". 2016, § 1252 Rn. 1.
13 Bassenge, in: Palandt, BGB, 75. Au". 2016, § 1273 Rn. 2.



HRN 2/2016

Janek Piorr – Rechtsprechung Völkerrecht

AU
FS
ÄT

ZE

153

KL
AU

SU
RE

N
H
AU

SA
RB

EI
TE
N

RE
CH

TS
PR

EC
H
U
N
G

RE
ZE
N
SI
O
N
EN

VE
RA

N
ST
A
LT
U
N
G
EN

RE
CH

TS
PR

EC
H
U
N
G

§§ 1273, 1223 Abs. 1 BGB ist ein verpfändetes Sparbuch 
dann zurückzugeben.14

Sowohl der Anspruch aus der Sicherungsabrede als auch 
der dingliche Anspruch sind nicht bereits mit Rückgabe 
der Mietsache 2009 fällig geworden, weil die V zu die-
sem Zeitpunkt noch über durchsetzbare gesicherte For-
derungen verfügte, der Mietsicherheit also noch bedurf-
te. Die Ansprüche des K waren bei Klageerhebung 2012 
also auch noch nicht verjährt.15

Die Ansprüche des K setzen aber jeweils voraus, dass V 
die Nachzahlungsforderungen jetzt nicht mehr geltend 
machen kann. Die von V verlangten Nachzahlungen ver-
jährten jeweils in der Frist des § 195 BGB von drei Jahren 
nach ihrer Abrechnung (vgl. § 199 Abs. 1 BGB)16, also 
Ende 2010, 2011 und 2012. Bis dahin hatte V das Pfand-
recht nicht verwertet. Nach Verjährung einer gesicher-
ten Forderung kann das Pfandrecht wegen § 216 III BGB 
auch nicht mehr gemäß § 216  I BGB geltend gemacht 
werden, denn die Zahlung von Betriebskosten durch den 
Mieter ist eine wiederkehrende Leistung – auch, wenn 

14 BGH, Versäumnisurt. v. 20.7.2016, VIII ZR 263/14, Rn. 12.
15 BGH, Versäumnisurt. v. 20.7.2016, VIII ZR 263/14, Rn. 13.
16 BGH, Versäumnisurt. v. 20.7.2016, VIII ZR 263/14, Rn. 13.

der Mieter monatlich eine Vorauszahlung erbringt, so 
dass sich nur einmal jährlich eine Nachzahlungsforde-
rung ergeben kann, die noch dazu in jedem Jahr eine 
andere Höhe hat.17 Da keine durchsetzbaren gesicherten 
Forderungen mehr vorhanden sind, verneint der Bun-
desgerichtshof auch ein Zurückbehaltungsrecht der V.18 

Das wir$ allerdings die kritische Frage auf, ob die Befug-
nis der V, trotz Verjährung der gesicherten Forderung 
auf die Mietsicherheit zuzugreifen, in der Tat davon ab-
hängen soll, ob es sich um eine akzessorische Mietsicher-
heit handelt (dann § 216 BGB mit der Grenze des Abs. 3) 
oder nicht (dann § 215 BGB, der eine entsprechende Ein-
schränkung nicht enthält). Ohnehin überzeugt der As-
pekt des § 216 III BGB nicht recht: Auch wenn es sich 
nicht um eine wiederkehrende Leistung handeln sollte, 
mit der K im Rückstand war, wäre es nach dem oben he-
rausgearbeiteten Zweck des Sicherungsrechts nahelie-
gend, V die Verwertung zu versagen. Die Mietsicherheit 
schützt nicht vor der Verjährung der gesicherten An-
sprüche.

17 BGH, Versäumnisurt. v. 20.7.2016, VIII ZR 263/14, Rn. 16 !.
18 BGH, Versäumnisurt. v. 20.7.2016, VIII ZR 263/14, Rn. 22.

Under Art. 22 of CERD, negotiations constitute a pre-
condition to the exercise of the ICJ’s jurisdiction. !e 
Court accordingly concludes that this requirement 
has not been satis"ed. Art. 22 thus cannot serve to 
found the Court’s jurisdiction in the present case.1

IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgien ./. Russland)

Under human rights treaties, the individuals con-
cerned, in situations of great vulnerability or adver-
sity, need a higher standard of protection; the ICJ 

 * Wissenscha$licher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Europa- und Völ-
kerrecht von Herrn Prof. Dr. Markus Kotzur, LL.M. (Duke Univ.) an 
der Universität Hamburg. 
1 IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), I.C.J. 
Reports 2011, S. 70 !., Rn. 183 f., Urteil und abweichende Meinungen 
abru'ar unter http://www.icj-cij.org/docket/index.php?p1=3&p2=3&
k=4d&case=140&code=GR&p3=4 (25.10.2016).

applied, contrariwise, a higher standard of State con-
sent for the exercise of its jurisdiction.2

Richter Cançado Trindade in seiner abweichenden Mei-
nung zum Urteil

Sachverhalt

Seit 1918 ist Georgien Austragungsort anhaltender Kon-
"ikte. Diese betre!en die autonomen Regionen Südosseti-
en und Abchasien und das Verhältnis der dort lebenden 
ossetischen zu der georgischen Volksgruppe. Russland 
unterstützt die ossetische Separationsbewegung,3 ins-

2 Judge Cançado Trindade, Dis. Op. to IGH, Urteil vom 01.04.2011 
(Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, S. 70 !., Rn. 162.
3 Vgl. zum entsprechenden Referendum 2006 http://www.zeit.de/on 
line/2006/46/Suedossetien-Referendum (25.10.2016).
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Russland vor dem Internationalen Gerichtshof – technisches K. O. 
vor der ersten Runde Rechtsprechung Völkerrecht

Art. 36 I IGH-Statut Zur Zuständigkeit des Internationalen Gerichtshofs aufgrund einer Schiedsklausel in ei-
nem völkerrechtlichen Menschenrechtsabkommen.


